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Nachschlagewerk: ja 
BGHZ : ja

BGB §§ 135> 156; ZPO § 829

Dadurch, daß der Drittschuldner einer gepfändeten 
Forderung verbotswidrig an den Schuldner zahlt, ver­
liert er nicht seine Einwendungen gegen die gepfän­
dete Forderung,
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in dem Rechtsstreit
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Scheibl, 
Justizhauptsekretär
als Urkundsbeamter 
der Geschäftsstelle

der Pirma D Wohnungsbaugesellschaft mit be­
schränkter Haftung ä^Co«, Kommanditgesellschaft, ver­
treten durch die D f l H  Wohnungsbaugesellschaft mit be­
schränkter Haftung, diese vertreten durch ihren Ge­
schäftsführer Manfred in MifliHBff,
markt

Beklagten und Revisionsklägerin,
Prozeßbevollmächtigter: Rechtsanwalt Dr

g e g e n

den Kaufmann Adolf A^^pstraße f/f. in 9

Kläger und Revisionsbeklagten,
- Prozeßbevollmächtigter: Rechtsanwalt Prhr«v



Der VIII. Zivilsenat des Bundesgerichtshofs 
hat auf die mündliche Verhandlung vom 22. Dezember 
1971 unter Mitwirkung des Senatspräsidenten 
Dr. Haidinger sowie der Bundesrichter Dr. Gelhaar, 
Dr. Mezger, Mormann und Braxmaier

für Recht erkannt:

Auf die Revision der Beklagten wird das 
Urteil des 9* Zivilsenats des Oberlandes­
gerichts München vom 22. September 1970 
aufgehoben.

Auf ihre Berufung wird das Urteil der 
9. Zivilkammer des Landgerichts München I 
vom 17* Februar 1970 abgeändert: Die Kla­
ge wird abgewiesen.

Die Kosten des Rechtsstreits einschließ­
lich der Kosten der Revision hat der Klä­
ger zu tragen.

Von Rechts wegen

Tatbestand:

Durch Vertrag vom 7« März 1968 hatte die Firma 
S t i m m  ̂  Co* in die Ausfüh­
rung der sanitären Installation für 249 Einfamilien- 
Reihenhäuser in O f l m ^ K  bei München übernommen,die
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von der Beklagten errichtet wurden. Die Auftragssum- 
me stellte sich nach Änderung verschiedener Positio­
nen auf 683 176,47 DM. Der Kläger hatte als Subun- 
t er ne hm er der Firma S t f H H ^  Co. verschiedene Ar­
beiten ausgeführt, die diese nur zu einem geringen 
Teil bezahlte. Der Kläger erwirkte darauf einen voll­
streckbaren Zahlungsbefehl wegen seiner Hauptforde­
rung von 6 419,6b DM nebst Zinsen und Kosten gegen 
die Firma S*4HI|HVuzlä sodann einen Pfändungs- und 
Überweisungsbeschluß, durch den die angebliche For­
derung der Firma S t f l H H B  gegen die Beklagte aus 
fälligem und künftig fällig werdendem Werklohn ge­
pfändet und dem Kläger zur Einziehung überwiesen wur­
de. Der Beschluß wurde der Beklagten am 22. Mai 1969 
und der Firma S l ^ m a m  24« Mai 1969 zugestellt. 
Darauf schrieben unter dem 16. Juni 1969 die von der 
Beklagten beauftragten Rechtsanwälte an die Prozeßbe­
vollmächtigten des Klägers, der Firma S t S H I ^ B  stün­
den aus den mit der Beklagten abgeschlossenen Verträ­
gen zukünftige Ansprüche in Höhe von etwa 30 000 DM 
zu. Diese Ansprüche würden sich jedoch wegen vorhan­
dener Mängel um ca. 21 000 DM mindern. Gegen die Rest­
forderung der Firma S t f l H H k  die von der Beklagten 
als Garantiesumme einbehalten werde, rechne die Be­
klagte mit Vertragsstrafeansprüchen in Höhe von vor­
aussichtlich 60 - 80 000 DM auf. Auch in späteren Er­
klärungen stellte sich die Beklagte auf den Stand­
punkt , daß die Firma S t f l H H B  von ibr keine Zahlun­
gen zu beanspruchen habe.
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Trotzdem hat die Beklagte unstreitig nach dem 
22« Mai 1969 an die Firma Zahlungen ge­
leistet, die höher sind als die in dem Pfändungs- 
unü Überweisungsbeschluß aufgeführten Beträge von 
insgesamt 7 181,36 DM*

Der Kläger ist der Ansicht, daß die Beklagte 
verpflichtet sei, die in dem Pfändungs- und Über­
weisungsbeschluß aufgeführten Beträge ungeachtet 
der an die Pirma geleisteten Zahlungen
nochmals an ihn zu zahlen, und hat mit der Klage 
Zahlung von 7 181,36 DM nebst Zinsen begehrt.

Das Landgericht hat der Klage stattgegeben, das 
Berufungsgericht die Berufung der Beklagten zurück­
gewiesen.

Mit der vom Berufungsgericht zugelassenen Re­
vision, deren Zurückweisung der Kläger erstrebt, 
verfolgt die Beklagte ihren Antrag auf Abweisung 
der Klage weiter.

Entscheidungsgründe;

Die Revision ist begründet.

1. Das Berufungsgericht lehnt es mit Recht ab, 
in dem Verhalten der Beklagten einen Verzicht auf 
die Geltendmachung ihrer Einwendungen gegen die vom 
Kläger gepfändete Forderung zu erblicken. Es geht
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entsprechend dem Vorbringen der Beklagten in ihrer 
Berufungsbegründung unter B I davon aus, daß der 
Firma S t f l H H i  geSerl die Beklagte eine noch nicht 
fällige Forderung von 24 537,9b DM zugestanden ha­
be, und nimmt an, daß die Beklagte auf diese Forde­
rung, Zahlungen geleistet habe, anstatt mangels Fäl­
ligkeit Zahlung zu verweigern oder von dem ihr we­
gen der behaupteten Gegenforderungen möglicherweise 
zustehenden Aufrechnungsrecht Gebrauch zu machen.Es 
vertritt die Auffassung, es sei rechtlich nicht von 
Bedeutung, ob die Forderung der Schuldnerin, nämlich 
der Firma auf die seitens der Beklagten
Zahlung geleistet wurde, fällig war und ob die Be­
klagte mit Gegenforderungen aufrechnen konnte* So­
weit die Beklagte als DrittSchuldnerin sich dazu ent­
schlossen habe, von den ihr zustehenden Einwendungen 
keinen Gebrauch zu machen, sondern zu zahlen, könne 
sie den Kläger als Pfandgläubiger nicht schlechter 
behandeln als den eigenen Gläubiger* In einem derar­
tigen Falle habe der Pfandgläubiger eine Forderung 
zur Einziehung erhalten, die dank der Einstellung 
des Drittschuldners mehr an Substanz aufzuweisen ha­
be, als unter Umständen zu erwarten war. Es müsse 
dem Pfandgläubiger zugute kommen, wenn sich der Dritt­
schuldner erfüllungsbereit gezeigt habe*

Der erkennende Senat vermag sich dieser recht­
lichen Beurteilung nicht anzuschließen, obwohl sie 
dem vom Reichsgericht in seinem Urteil vom 19* April 
1912 (Gruchots Beiträge 56, 1066, 106ö = WarnRspr 1912 
Nr. 294) eingenommenen Standpunkt entspricht (ebenso 
auch OLG Hamburg MDR 195Ö, 432 und Schmidt in Soergel/



Siebert, BGB 10. Aufl. § 392 Nr. 1). Er folgt viel­
mehr der vom Oberlandesgericht Hamm (OLG 24, 253),
LG Kaiserlautern (NJW 1953, 1761), OLG Düsseldorf 
(NJW 1962, 1920), LAG Berlin (AP BGB § 407 Nr. 1), 
Stein/Jonas/Schönke (ZPO 18. Aufl. § 829 Anm. VII 
2 b) und Wieczorek (ZPO § 829 Anm. G II b 1) vertre­
tenen Gegenmeinung. Die durch die Pfändung der Forde­
rung des Schuldners gegen den Drittschuldner eingetre­
tene Verfügungsbeschränkung wirkt gemäß §§ 139, 136 
BGB nur zugunsten einer bestimmten Person, nämlich 
des Pfändungsgläubigers* Ihm gegenüber ist die Erfül­
lung der Forderung des Schuldners unwirksam. Der 
Pfändungsgläubiger muß daher so gestellt werden, wie 
er stehen würde, wenn die Zahlungen an den Schuldner 
nicht bewirkt worden wären. Es kommt mithin darauf an, 
ob der Drittschuldner, hätte er nicht an den Schuld­
ner gezahlt, zur Verweigerung der Leistung mangels 
Fälligkeit der Forderung oder zur Aufrechnung gegen­
über der Forderung berechtigt gewesen wäre. Durch die 
Pfändung und die mit ihr bewirkte Beschlagnahme einer 
Forderung wird dem Drittschuldner nicht die Möglich­
keit genommen, sich darauf zu berufen, daß die Forde­
rung des Schuldners gegen ihn noch nicht fällig sei, 
und gegenüber der Forderung des Schuldners mit ihm 
gegen diesen zustehenden Gegenforderungen aufzurech­
nen (vgl. § 392 BGB). Vielmehr stehen dem Dritt­
schuldner gegenüber dem Gläubiger alle Einwendungen 
offen, die er dem Schuldner als seinem Gläubiger ent­
gegenhalten kann, denn der Pfändungsgläubiger tritt 
an die Stelle des Schuldners und erwirbt durch die 
Pfändung und Überweisung nicht weitergehende Rechte, 
als sie dem Schuldner gegen den Drittschuldner zuste­
hen.



2. Die Begründung, mit der das Reichsgericht 
seine gegenteilige Auflassung für den Pall einer 
Aufrechnung in der angeführten Entscheidung recht­
fertigt, kann nicht überzeugen. Das Reichsgericht 
will eine Aufrechnung des Drittschuldners mit Wir­
kung gegenüber dem Pfandgläubiger, wenn der Dritt­
schuldner an den Schuldner trotz der Pfändung ge­
zahlt hat, deshalb ausschließen, weil § 392 BGB 
voraussetze, daß eine Aufrechnung mit der in § 369 
BGB vorgesehenen tilgenden Wirkung gegenüber dem 
Gläubiger der gepfändeten Forderung überhaupt noch 
möglich sei. Diese Möglichkeit habe sich aber der 
Drittschuldner durch die Zahlung an den Schuldner 
selbst genommen. Die Forderung des Schuldners sei 
in einem solchen Palle durch die Zahlung erloschen 
und könne daher begrifflich durch Aufrechnung nicht 
mehr getilgt werden.

Dieser Gedankengang berücksichtigt nicht, daß 
dem Pfandgläubiger gegenüber die Zahlung an den 
Schuldner gerade keine Wirkung äußert, dem Pfand­
gläubiger gegenüber vielmehr die Forderung noch als 
bestehend gilt. Ist dies aber der Pall, so muß es 
dem Drittschuldner auch möglich sein, gegen die noch 
als bestehend fingierte Forderung mit einer Forde­
rung aufzurechnen, die er gegen den Schuldner hat, 
wenn die Voraussetzungen des § 392 BGB gegeben sind. 
Es ist nicht einzusehen, daß der Drittschuldner im 
Verhältnis zum Pfandgläubiger deshalb schlechter 
stehen soll, weil er an den Schuldner gezahlt hat, 
ohne sich diesem gegenüber auf die Aufrechnung zu be­
rufen. Er würde dadurch allein deswegen wirtschaft­
liche Nachteile erleiden, weil er dem Pfändungs- und
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Uberweisungsbeschluß zuwider an den Schuldner gelei 
stet hatte, obwohl ihm eine Aufrechnungsmöglichkeit 
zustande Pur eine derartige Sanktion ist indes im 
bürgerlichen Recht kein Platz« Weder durch die Pfän­
dung noch durch die Zahlung der Beklagten an die 
Schuldnerin ist die Porderung in ihrer ”Substanz” 
aufgewertet worden, wie das Berufungsgericht irrtüm­
lich annimmt. Der Pfändungsgläubiger erhält vielmehr 
durch die Pfändung und die Zahlung keine bessere Stel­
lung, als sie der Schuldner eingenommen hatte. Der 
Pfändungsgläubiger wird hierdurch weder benachteiligt 
noch bevorzugt. Wie der hier von der Beklagten vorge­
tragene Sachverhalt ergibt - sie hat behauptet, die 
Zahlung an die Pirma S t f l ^  sei als eine Art Blut­
spende” gedacht gewesen, um die Pirma instand zu set­
zen, ihre Arbeiter zu entlohnen und auf diese Weise 
die Erbringung der restlichen Vertragsleistungen zu 
erreichen - kann der Drittschuldner zwingende Gründe 
dafür haben, an den Schuldner Zahlungen zu leisten, 
anstatt mit einer gegen ihn bestehenden Gegenforde­
rung aufzurechnen. Es ist nicht einzusehen, weshalb 
in einem derartigen Pall, in dem der Drittschuldner 
sich in einer Zwangslage befindet und notgedrungen 
bares Geld opfert, auch noch der Gläubiger des Schuld­
ners begünstigt werden soll. Die vom Berufungsgericht 
und dem Reichsgericht für richtig gehaltene Lösung, 
daß der Drittschuldner, obwohl er aufrechnen kann und 
Zahlungen weder an den Schuldner noch an den Pfändungs­
gläubiger zu erbringen braucht, dann nochmals an den 
Gläubiger zahlen muß, wenn er sich, um weiteren Scha­
den von sich abzuwenden, dazu entschließt, an den 
Schuldner Leistungen zu bewirken, führt zu einer ein-



seitigen Bevorzugung des Pfändungsgläubigers. Sie 
widerspricht der Systematik der gesetzlichen Rege­
lung und kann deshalb nicht Rechtens sein.

Bas Oberlandesgericht Hamburg (aaO) glaubt, 
sich zur Rechtfertigung der von ihm vertretenen An­
sicht auch auf die Rechtslage berufen zu können,die 
bei einer verbotswidrigen Übertragung von Eigentum 
durch den Drittschuldner auf den Schuldner eintritt. 
Es läßt dabei jedoch außer acht, daß die Rechtslage 
bei der Pfändung und Überweisung einer Geldforderung 
eine wesentlich andere ist als bei der Pfändung ei­
nes Anspruchs auf Übertragung des Eigentums. Hat der 
Drittschuldner trotz der Pfändung dieses Anspruchs 
das Eigentum auf den Schuldner übertragen, so kann 
er die dem Gläubiger geschuldete Leistung nicht mehr 
erbringen. Das Problem der Aufrechnung stellt sich 
in diesem Palle also nicht.

j. Dieselben Erwägungen, wie sie vorstehend an­
gestellt sind, müssen auch dann Platz greifen, wenn 
der Drittschuldner Zahlungen oder andere Leistungen 
an den Schuldner auf einen noch nicht fälligen ge­
pfändeten Anspruch erbringt. Auch in diesem Palle 
sind die an den Schuldner bewirkten Leistungen dem 
Gläubiger gegenüber unwirksam# Eine gepfändete Geld­
forderung, wie sie hier in Präge steht, gilt durch 
die an den Schuldner geleistete Zahlung im Verhält­
nis zum Gläubiger weder als getilgt noch als in ih­
rem Charakter geändert. War sie noch nicht fällig, 
so tritt Fälligkeit nicht dadurch ein, daß der Dritt­
schuldner dem Gläubiger gegenüber unwirksam an den
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Schuldner gezahlt hat» Der Drittschuldner ist also 
auch dann, wenn er an den Schuldner gezahlt hat, 
nicht gehindert, sich dem Pfändungsgläubiger gegen­
über darauf zu berufen, daß die gepfändete Forderung 
noch nicht fällig sei und er deshalb gegenwärtig 
nicht zu leisten brauche»

Gerade in einem solchen Falle zeigt sich auch, 
daß die von dem Oberlandesgericht Hamburg (aaO) an- 
gestellte Erwägung nicht zutreffend ist. Es ist nicht 
einzusehen, weshalb der Drittschuldner dem Gläubiger 
nicht sollte entgegenhalten können, daß der von ihm 
erfüllte Anspruch auf Eigentumsverschaffung noch 
nicht fällig sei und er aus diesem Grunde an den Gläu­
biger nicht zu leisten brauche»

4« In Übereinstimmung mit dem Oberlandesgericht 
Hamburg (aaO) befürchtet allerdings das Berufungsge­
richt, die hier vertretene Ansicht würde einem dolo- 
sen Zusammenwirken zwischen Schuldner und Drittschuld­
ner Tür und Tor öffnen, ohne daß dem Pfandgläubiger 
ein Mittel zur Verfügung stehe, um ein solches Zusam­
menspiel wirksam zu unterbinden. Der erkennende Se­
nat hält dieses Bedenken nicht für begründet»

Wie die Revision mit Recht bemerkt, lassen sich 
die möglicherweise für den Gläubiger entstehenden 
Schwierigkeiten mit den von der Rechtsordnung bereit­
gestellten allgemeinen Rechtsbehelfen meistern. Außer­
dem ist es Sache des Drittschuldners, die tatsächli­
chen Grundlagen für die von ihm erhobenen Einwendun­
gen darzulegen und gegebenenfalls zu beweisen. Zu sei-
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nen Lasten wird dabei auch, der Lebenserfahrung Be­
deutung zukommen, daß Zahlungen im allgemeinen nur 
geleistet werden, wenn eine rechtliche Verpflich­
tung hierzu besteht, wenn also die Forderung fällig 
ist und eine Aufrechnungsmöglichkeit nicht besteht« 
Macht also der Drittschuldner geltend, die Forderung 
des Schuldners, an den er Zahlung geleistet hat, sei 
noch nicht fällig gewesen oder ihm hätten aufrechen­
bare Gegenforderungen zugestanden, so muß er die Tat­
sachen beweisen, aus denen sich die Berechtigung der 
von ihm erhobenen Einwendungen herleitet«

Bei dem hier zu beurteilenden Sachverhalt ist 
indes die Beklagte der Pflicht zur Beweisführung ent­
hoben, weil unstreitig ist, daß die gepfändete Forde­
rung noch nicht fällig ist« Der Kläger hat nämlich, 
wie der Schriftsatz seiner Prozeßbevollmächtigten vom 
11« Juni 1970 S« 4 ergibt, die hierfür wesentlichen 
Zahlenangaben der Beklagten nicht in Zweifel gezogen« 
Insbesondere hat er erklärt9 nicht bestreiten zu wol­
len, daß die Beklagte das Recht hatte, eine Sicherheit 
von 10 io der Auftragssumme einzubehalten« Wird von die­
ser Erklärung des Klägers ausgegangen, so standen der 
Firma Steinbach weder zur Zeit der Zustellung des Pfän- 
dungs- und Überweisungsbeschlusses an die Beklagte noch 
im Zeitpunkt der später an diese Firma geleisteten Zah­
lungen oder im Zeitpunkt der letzten mündlichen Ver­
handlung vor dem Berufungsgericht irgendwelche fälli­
gen Forderungen gegen die Beklagte zu« Auch wenn die 
in B I 3 und 4 der Berufungsbegründung im einzelnen 
angeführten Beträge entsprechend dem Bestreiten des 
Klägers nicht abgesetzt werden, steht einem Betrage von 
61 947,3ö DM, den die Beklagte unstreitig einbehalten
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durfte, nur eine Restforderung der Firma S t f l l H I  
von 57 042,79 DM gegenüber. Die Beklagte konnte al­
so mehr einbehalten, als sie der Firma Stf l H H i  un­
günstigst enfalls schuldete. Die Forderung der Firma 

die der Kläger gepfändet hatte, war mit- 
hin in voller Höhe noch nicht fällig und wurde es 
auch nicht bis zur Beendigung des Berufungsreohts- 
zuges. Die vorzeitige Befriedigung einer noch nicht 
fälligen Forderung hat aber der Gläubiger nicht zu 
beanspruchen. Es kann daher dahinstehen, ob die Be­
klagte auch mit Gegenforderungen aufrechnen konnte.

Der Kläger konnte somit von der Beklagten zur 
Zeit der letzten mündlichen Verhandlung vor dem Be­
rufungsgericht Zahlungen auf die von ihm gepfändete 
und ihm zur Einziehung überwiesene Forderung der Fir- 
ma S t f l H B g e g e n  die Beklagte nicht verlangen. Dar­
aus folgt, daß den Rechtsmitteln der Beklagten statt­
gegeben und die Klage als zur Zeit unbegründet abge­
wiesen werden muß.
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Die Entscheidung über die Kosten des Rechts 
streits beruht auf § 91 ZPO.

Dr. Haidinger Pr. Gelhaar Dr. Mezger

Mormann Braxmaier
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